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Mit diesen Hauptstadtinfos berichten die beiden nordhessischen 

Bundestagsabgeordneten für Waldeck-Frankenberg, Kassel-Land und 

Schwalm-Eder, Esther Dilcher und Dr. Edgar Franke, von den 

Sitzungswochen des Deutschen Bundestages in Berlin. 
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Flutkatastrophe: 30 Milliarden Euro für den Wiederaufbau 

Der Deutsche Bundestag hat am 

Mittwoch über ein Gesetz debattiert, 

welches Mittel für den Wiederaufbau 

nach der verheerenden 

Flutkatastrophe im Juli unterstützt 

bereitstellen soll.  

Es sieht vor, dass der Bund ein 

Sondervermögen „Aufbauhilfe 2021“ 

in Höhe von bis zu 30 Milliarden Euro 

einrichtet. Das Gesetz soll in einer 

Sondersitzung am 7. September 2021 

beschlossen werden. Die Kosten für die Wiederherstellung der Infrastruktur des Bundes in 

Höhe von zwei Milliarden Euro trägt der Bund allein. Die übrigen 28 Milliarden teilen sich 

Bund und Länder. 

Der Fonds sei ein Zeichen der Solidarität, sagte Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) am 

Mittwoch im Bundestag. "Das Leid der Angehörigen können wir nicht lindern", so Scholz. 

"Für uns ist aber wichtig, dass wir alles dafür tun und alle finanziellen Mittel einsetzen, 

damit wieder aufgebaut werden kann, was zerstört worden ist." 

Edgar Franke fordert mehr Hochwasserschutz: „Die Fluten haben Leben zerstört und 

gewaltigen materiellen Schaden angerichtet. Wir müssen die Menschen künftig besser 

schützen. Kommunen in gefährdeten Gebieten brauchen dafür eine Unterstützung, damit 

sie notwendige Entwässerungssysteme finanzieren können. Auch Maßnahmen zur 

Renaturierung von Fließgewässern sollten besser gefördert werden. Hochwasser-Schutz 

darf nicht an der kommunalen Kassenlage scheitern!“ 

Kommunen erhalten daher zwei Jahre mehr Zeit, um Fördermittel abzurufen. 

Das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz soll entsprechend geändert werden, denn 

wegen der Hochwasserkatastrophe und der Corona-Pandemie konnten die 

Förderprogramme nicht wie ursprünglich geplant umgesetzt werden.  
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Afghanistan: Grünes Licht für Bundeswehreinsatz 

Die Evakuierung von Ortskräften aus Afghanistan musste nachträglich auf eine 

rechtssichere Grundlage gestellt werden. Der Bundestag hat dem Bundeswehrmandat in 

dieser Woche mit breiter Mehrheit zugestimmt. 

SPD-Fraktionsvorsitzender 

Rolf Mützenich betonte in 

der Debatte, dass das 

westliche Bündnis insgesamt 

und damit auch die deutsche 

Bundesregierung die Lage 

vor Ort falsch eingeschätzt 

habe. Die Gründe dafür 

müssten umfassend 

analysiert werden. 

Die Lage in Afghanistan ist äußerst dramatisch. Die Berichte und Bilder, die uns von dort 

erreichen, sind bestürzend. Die Taliban haben in kürzester Zeit das Land und die 

Hauptstadt Kabul unter ihre Kontrolle gebracht. Die afghanischen Sicherheitskräfte hatten 

dem Eroberungszug nichts entgegenzusetzen. 

Jetzt gilt es, keine Zeit zu verlieren, um deutsche Staatsangehörige, afghanische Ortskräfte 

und deren Familien so schnell wie möglich nach Deutschland zu holen. Aber auch 

Afghaninnen und Afghanen, die für die Bundeswehr oder für deutsche 

Entwicklungseinrichtungen, NGOs, Medien oder Stiftungen zum Beispiel als Dolmetscher 

gearbeitet haben. Zudem sollen auch Menschen- und Frauenrechtsverteidiger, 

Journalisten und Kulturschaffende evakuiert werden. 

Damit das gelingt, muss die Evakuierung militärisch abgesichert und die Mission 

nachträglich auf eine rechtssichere Grundlage gestellt werden, wie das im 

Parlamentsbeteiligungsgesetz bei „Gefahr im Verzug“ festgehalten ist. Der Bundestag hat 

dem Einsatz von bis zu 600 Bundeswehrsoldaten bei der Evakuierungsaktion in der 

afghanischen Hauptstadt Kabul nun nachträglich zugestimmt. Die Abgeordneten billigten 

das bis zum 30. September befristete Mandat am Mittwoch mit großer Mehrheit. 
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Verlängerung der epidemischen Lage nationaler Tragweite  

Um ein erhöhtes Infektionsgeschehen im Herbst mit Schutzmaßnahmen rechtzeitig in 

den Griff bekommen zu können, hat der Bundestag die epidemische Lage verlängert.  

Die Zahl der Neuinfektionen und die 7-Tage-Inzidenz steigen wieder. Die Krankenhäuser 

sind aber nach wie vor nicht überlastet. Die Corona-Pandemie ist jedoch noch nicht 

überwunden. In Deutschland, aber auch weltweit breitet sich das Virus wieder aus – vor 

allem in Form der stark ansteckenden Delta-Variante. 

Die Voraussetzungen für das Fortbestehen der epidemischen Lage sind damit weiterhin 

gegeben. Mit einem Antrag der Koalitionsfraktionen ist die epidemische Lage von 

nationaler Tragweite deshalb um weitere drei Monate verlängert worden. 

Die festgestellte Lage gibt dem Bund das Recht, direkt Verordnungen zu erlassen. Zudem 

beziehen sich konkrete Maßnahmen wie Maskenpflicht oder Kontaktbeschränkungen, die 

die Länder festlegen können, laut Infektionsschutzgesetz auf die Feststellung der 

epidemischen Lage. Das gibt auch den Ländern zusätzliche Rechtssicherheit. 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung darüber hinaus aufgefordert, einen Vorschlag 

zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes vorzulegen. Die SPD-Bundestagsfraktion will, 

dass Schutzmaßnahmen gegen die Coronavirus-Krankheit zukünftig insbesondere auch an 

der COVID 19- Hospitalisierungsrate, also an der Zahl von COVID-19-Erkrankten, die in 

Krankenhäusern behandelt werden müssen, ausgerichtet werden. Noch im September soll 

diese Änderung des Infektionsschutzgesetzes abschließend beraten werden. 

 

 
 



 

 
Seite | 5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Seite | 6 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Seite | 7 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine Information der Bundestagsabgeordneten Esther Dilcher und Dr. Edgar Franke. 

Die Infos werden bewusst kurz gehalten, um Euch einen schnellen Überblick zu geben. 

Falls Ihr vertiefende Auskünfte zu bestimmten Themen wünscht, meldet Euch einfach. 

Bilder: Seite 1 Edgar Franke, Seite 2 Bild von Hermann Traub auf Pixabay, Seite 3 Bild 

von SimoneVomFeld auf Pixabay , Seite 4 Bild von Hank Williams auf Pixabay, Seite 5 

Quelle; HNA vom 26. August 2021, Seite 6 Sharepic von SPD Schwalm-Eder. 

V.i.S.d.P.: Dr. Edgar Franke, MdB, Platz der Republik 1, 11011 Berlin. 

So erreichen Sie uns: 

Esther Dilcher, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel.: 030-227-75113 
esther.dilcher@bundestag.de 
 
Wahlkreisbüro: 
Briloner Landstr. 27 
34497 Korbach 
Tel.: 05631-974712 
www.estherdilcher.de 
 
Wahlkreisbüro:  
Bahnhofstraße 26 
34369 Hofgeismar 
Tel.: 05671-5099398 
 
Dr. Edgar Franke, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel.: 030-227-73319 
edgar.franke@bundestag.de 
 
Wahlkreisbüros: 
Bahnhofstr. 36c 
34582 Borken 
Tel.: 05682-739729 
 
Obermarkt 5 
35066 Frankenberg 
Telefon 06451 717950  
www.edgarfranke.de 
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